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Die schriftliche parlamentarische Anfrage ZI.1279/J-NR/1981, 
betreffend Volkszählung 1981 - Haushaltslisten, die die Abgeordneten 
GRABHER-MEYER, Dr.OFNER, DKFMoBAUER und Dr.FRISCHENSCHLAGER an mich 
gerichtet haben, beehre ich mich wie folgt zu beantworten: 

Im Zusammenhang mit der Frage der Zählung von Schülern und 
Studenten, die getrennt von ihren Eltern am Studienort in Heimen oder 
Privatquartieren untergebracht sind, möchte ich zunächst darauf hin­
weisen, daß diese gemäß den Erläuterungen in den Haushaltslisten, die 
bei der Volkszählung am 120 Mai 1981 Verwendung fanden, ihren ordent­
lichen Wohnsitz bei ihren Eltern haben, solange sie noch nicht eigen­

berechtigt sindo Durch diese Regelung, wonach also die nicht voll­
jährigen Schüler und Studenten in der Heimatgemeinde ihrer Eltern zu 
zählen sind, wurde dem von der Statistik anzuwendenden Familienprinzip 
Rechnung getragen. Die in den Erläuterungen enthaltene Regelung 
hingegen, wonach eigenberechtigte Schüler und Studenten ihren 
ordentlichen Wohnsitz am Studienort haben, findet in der Definition 
des ordentlichen Wohnsitzes nach § 2 Abso4 des Volkszählungs-
gesetzes 1980 ihre volle DeCkung. Demnach ist der ordentliche Wohnsitz 
an dem Orte begründet, an dem sich die zu zählende Person in der 
erweislichen oder aus den Umständen hervorgehenden Absicht niedergelassen 
hat, ihn bis auf weiteres zum Mittelpunkt ihrer Lebensbeziehungen zu 
wählen. Hiebei ist es unerheblich, ob die Absicht darauf gerichtet 
war, für immer an diesem Orte zu bleiben. 

Die Tatsache, daß auch eigenberechtigte Schüler und Studenten von 
ihren Eltern wirtschaftlich abhängig sind, ist für die Frage der 
Bestimmung des ordentlichen Wohnsitzes unerheblich, wie der Verfassungs­
gerichtshof bereits in seinem Erkenntnis vom 17.6.1931, ZB 9/31, 
Slg. Nr. 395, ausgesprochen hat. 
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Die Ansicht, daß durch Bestimmungen des Familienlasten­
ausgleichsgesetzes über die Schulfahrtbeihilfe die vorliegende 
Regelung "widerlegt" werde, kann ich nicht teilen, da es sich 
bei der Volkszählung und dem Familienlastenausgleich um 
verschiedene Rechtskreise handelt. Das Familienlastenausgleichs­
gesetz ist einzig und allein auf dem Haushaltsprinzip aufgebaut, 
wobei Anspruch auf Familienbeihilfe die Person hat, "zu deren 
Haushalt das Kind gehört". 

Dem eben erwähnten Haushaltsprinzip des Familienlasten­
ausgleichsgesetzes folgt demnach naturgemäß die Bestimmung des 
§ 30 c Abs. 4 des genannten Gesetzes, wonach von einer Zweit­
unterkunft eines Schülers am Schulort außerhalb des "Hauptwohnortes" 
gesprochen wird. Diese Formulierung stützt sich wieder auf § 26 
Abs. 1 der Bundesabgabenordnung 1961, derzufolge einen Wohnsitz 
im Sinne der Abgabenvorschriften jemand dort hat, wo er eine 
Wohnung innehat unter Umständen, die darauf schließen lassen, 
daß er die Wohnung beibehalten und benützen wird. Schon aus der 
Formulierung ''Wohnsitz im Sinne der Abgabenvorschriften" ist zu 
ersehen, daß zwischen dieser Definition eines Wohnsitzes - es 
wird ganz allgemein nur vom "Wohnsi tz'G und nicht vom "ordentlichen 
Wohnsitz" gesprochen - und der Definition des ordentlichen 
Wohnsitzes nach dem Volkszählungsgesetz keinerlei Zusammenhang 
hergestellt werden kann. 

Es konnte daher die Frage des ordentlichen Wohnsitzes von 
Schülern und Studenten - ob eigenberechtigt oder nicht - bei 
der Volkszählung 1981 nicht unter Zuhilfenahme des Wohnsitz­
begriffes im Sinne der Abgabenvorschriften, sondern nur unter 
Heranziehung des ordentlichen Wohnsitzbegriffes nach dem 
VolksZählungsgesetz 1980 geregelt werden. 
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